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Folgende Vorhaben wurden durchgeführt: 

 Grundsanierungen, 

 Teilsanierungen (z. B. Innenausbau, Fassaden, Dächer, Technik), 

 Sofortmaßnahmen (z. B. Rauchschutztüren, Brandmeldeanlagen) und 

 Provisorien (z. B. provisorische Fluchtbalkone, Sicherungsnetze). 

Ein positives Beispiel ist der Umbau des Chemie-Hochhauses (Gebäude A) 
in Tübingen. Hier wurde eine Grundsanierung in kurzer Zeit mit einem wirt-
schaftlichen Mitteleinsatz und Gesamtbaukosten von 45 Mio. Euro durchge-
führt. Landesweit gibt es zu wenige Projekte dieser Art. 

Teilsanierungen, die nur einzelne Bauteile oder Abschnitte betreffen, sind 
die Regel. Das Hochhaus der Biologie II/III in Freiburg wurde beispielsweise 
innenräumlich und technisch saniert. Die thermisch nicht getrennte Metall-
fassade - verantwortlich für einen hohen Energieverbrauch - und die außen 
liegenden Betonbrüstungen wurden nicht erneuert. Obgleich das Land in 
den letzten zehn Jahren etwa 15 Mio. Euro in diesen Komplex investiert hat, 
bleibt ein Sanierungsbedarf von 6 bis 7 Mio. Euro weiter bestehen. 

Am Pharmazie-Hochhaus (Gebäude B) in Tübingen wurde ein Sicherungs-
netz gegen herabstürzende Betonteile installiert, da keine ausreichenden 
Mittel für eine nachhaltige Betonsanierung zur Verfügung stehen. Das Ge-
bäude aus 1973 ist stark sanierungsbedürftig. Das Land muss durchschnitt-
lich 220.000 Euro je Jahr aufwenden, um es zu sichern und die Nutzung 
aufrechtzuerhalten. 

Abbildung 1: Schutzeinhausung gegen herabstürzende Bauteile 

Im Theoretikum der Universität Heidelberg wird mit Aufklebern an zahlrei-
chen Fenstern auf eine Unfallgefahr beim Öffnen hingewiesen. 
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Abbildung 2: Warnhinweis an Fenstern (Aufnahme Dezember 2010) 

Die Beispiele sollen zeigen, dass Teilsanierungen anstelle von eigentlich 
nötigen Grundsanierungen im Ergebnis zu einem finanziellen Nachteil für 
das Land führen können. In einigen Fällen wurde nur reagiert, aber kaum 
vorausschauend saniert. 

2.2 Fehlende Priorisierung der Vorhaben 

Die Verwaltung hat 2002 die Hochschulgebäude in Sanierungsstufen kate-
gorisiert. Dabei wurde bei den meisten Gebäuden ein Sanierungsbedarf 
zwischen 20 und 75 Prozent festgestellt. Zielführend wäre es aus Sicht des 
Rechnungshofs gewesen, zunächst die Gebäude mit großem Sanierungs-
bedarf zu sanieren. Diese verursachen den höchsten Aufwand, um die Nut-
zung aufrechtzuerhalten. Interimslösungen erzeugen weitere Kosten. 

Der Rechnungshof vermisst einen verbindlichen Plan, der eine klare Sanie-
rungsstrategie vorgibt, welches Gebäude zu welchem Zeitpunkt zu sanieren 
ist. 

2.3 Verlorene Investition in marode Substanz 

Zur Aufrechterhaltung des Betriebs wurden Sofortmaßnahmen und Proviso-
rien im Bauunterhalt ausgeführt. Bei diesen Vorhaben handelte es sich oft 
um Investitionen, die verloren gehen, wenn später grundsaniert oder abge-
brochen wird. Vor allem Brandschutzmaßnahmen werden im Rahmen von 
Grundsanierungen oftmals wieder entfernt. Ursächlich hierfür sind aktuali-
sierte Brandschutzkonzepte, auch infolge geänderter Nutzung. 
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3.3 Flächen konsolidieren 

Mit jedem Neubau wird zusätzliche Nutzfläche geschaffen, wenn nicht 
gleichzeitig Gebäude durch Abriss, Verkauf oder Abmietung aufgegeben 
werden. Deshalb sind nicht mehr benötigte Flächen aufzugeben. 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Finanzministerium ist der Auffassung, der Rechnungshof habe eine 
vereinfachte globale Betrachtung durchgeführt, diese würde der Komplexität 
des Themas nicht gerecht. Mit fünf der neun Landesuniversitäten habe man 
nur einen nicht repräsentativen Teil der Baumaßnahmen betrachtet. 

Die Festlegung der Sanierungsreihenfolge erfolge in enger Abstimmung mit 
der Wissenschaftsseite. Dabei seien neben dem baulichen Zustand Nutzer-
prioritäten, wissenschaftliche Zielsetzungen, logistische Möglichkeiten der 
Nutzer, rechtliche Auflagen und finanzielle Rahmenbedingungen maßge-
bend. Die Realisierungsreihenfolge der anstehenden Sanierungs- und Neu-
baumaßnahmen würde dokumentiert und zwischen den Beteiligten verbind-
lich vereinbart. Ein großer Teil der Gebäude sei in den Sechzigerjahren und 
Siebzigerjahren errichtet worden und jetzt sanierungsbedürftig. Da aus fi-
nanziellen Gründen nicht alle Maßnahmen gleichzeitig durchgeführt werden 
könnten, wären in einigen Fällen hinhaltende Teilsanierungen und Reparatu-
ren bis zum Beginn umfassender Modernisierungen unvermeidlich gewesen. 

Dem ermittelten Flächenzuwachs an Universitäten von 5 Prozent stellt das 
Finanzministerium gegenüber, die Anzahl der Studierenden sei seit 2002 um 
15,5 Prozent gestiegen und die Drittmitteleinnahmen hätten um 70 Prozent 
zugenommen. Aus der Drittmitteleinwerbung ergäbe sich ein zusätzlicher 
Unterbringungsbedarf.  

5 Schlussbemerkung

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, dass wegen der Priorisie-
rung von Neubauten dringende Sanierungen zurückgestellt werden. Die 
Sanierungen werden damit nicht vor 2030 abgeschlossen sein. 70 Prozent 
des Sanierungsbedarfs wurden betrachtet. Die Feststellungen des Rech-
nungshofs sind damit repräsentativ. 

Zwischen den gestiegenen Drittmitteleinnahmen, den gestiegenen Studie-
rendenzahlen und dem festgestellten Flächenzuwachs der Universitäten 
besteht kein linearer Zusammenhang. Der Rechnungshof hält an seiner 
Forderung der Flächenkonsolidierung fest.




